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Vorwort 

Die Arbeit ist eine Dissertation, die der juristischen Fakultät in 
München im Frühjahr 1966 vorgelegt worden ist. Sie wurde von meinem 
verehrten Lehrer, Herrn Professor  Dr. Lerche, durch vielfältige Anregun-
gen gefördert.  Dafür möchte ich ihm auch an dieser Stelle danken. 

Dank schulde ich auch Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann, 
der die Aufnahme der Arbeit in die Reihe »Schriften zum öffentlichen 
Recht4 großzügig ermöglicht hat. 

Reinhard  Böttcher 
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Erstes  Kapitel 

Ausgangspunkt und Fragestellung der Arbeit 

Unter der politischen Treupflicht der Beamten und Soldaten w i rd 
heute verstanden und soll auch hier verstanden werden die in § 52 Abs. 2 
Bundesbeamtengesetz, § 35 Abs. 1 Satz 3 Beamtenrechtsrahmengesetz, 
§ 8 Soldatengesetz ausgesprochene Verpflichtung der Beamten und Sol-
daten auf die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes. Der Begriff  bezeichnet also nicht allgemein die Pflichten, 
die den Beamten und Soldaten in politischer Hinsicht auferlegt sind. 
Weder die heute in § 53 Bundesbeamtengesetz, § 35 Abs. 2 Beamten-
rechtsrahmengesetz formulierte  Pflicht der Beamten zu politischer Zu-
rückhaltung noch die besonderen Pflichten, die den sogenannten poli t i-
schen Beamten auferlegt sind, sind gemeint; sondern mi t der politischen 
Treupflicht sind nur die Beschränkungen für die politische Akt iv i tä t der 
Beamten und Soldaten angesprochen, die sich daraus ergeben, daß der 
Beamte, wie es in § 52 Abs. 2 BBG, § 35 Abs. 1 Satz 3 BRRG heißt, sich 
durch sein gesamtes Verhalten zur freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennt und für deren Erhaltung 
eintreten muß1, und der Soldat nach § 8 Soldatengesetz die Pflicht hat, 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgeset-
zes anzuerkennen und für deren Erhaltung einzutreten2. 

Es bedarf  keiner weiteren Erläuterung, daß es sich bei diesen Bestim-
mungen nicht um eine technische Regelung des Statusrechts handelt, 
sondern daß hier eine Frage angeschnitten ist, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mi t der allgemeinen und grundsätzlichen Frage steht, wie 
Beamtentum und Mi l i tär in das System der Verfassung einzuordnen 
sind3. 

1 Diese Bestimmungen sind in Zusammenhang zu sehen mit denen der §§ 7 
Abs. 1 Ziff.  1 BBG, 4 Abs. 1 Ziff.  2 BRRG, wonach in das Beamtenverhältnis 
nur übernommen werden darf, wer die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes 
eintritt. 

2 Hierzu § 37 Abs 1. Ziff.  2 SoldG. 
3 Freilich sind politische Treupflichten in diesem Sinn heute keine Beson-

derheit des Beamten- und Soldatenrechts. Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Bundes-
angestelltentarifvertrags  vom 23.2.1961 (Gem.Min.Bl. 1961, 138) müssen sich 
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Die Grundrechte der Kommunikation sind die Grundrechte, die die 
Teilnahme des einzelnen an dem Prozeß der öffentlichen  und privaten 
Kommunikation und damit in einem bestimmten, hier nicht zu unter-
suchenden Umfang, diesen Prozeß selbst gewährleisten4. Dazu gehören 
Ar t . 4 Abs. 1 Grundgesetz (Bekenntnisfreiheit),  Ar t . 5 Abs. 1 Satz 1 
Grundgesetz (Meinungsäußerungsfreiheit  und Informationsfreiheit), 
Ar t . 8 Grundgesetz (Versammlungsfreiheit),  Ar t . 9 Grundgesetz (Ver-
einigungsfreiheit)  und in Verbindung damit Ar t . 21 Grundgesetz5. Die 
Lehrfreiheit,  Ar t . 5 Abs. 3 Grundgesetz, w i rd als Sonderfall  ausdrück-
lich ausgeklammert. 

Nachdem heute allgemein davon ausgegangen wird, daß den Beamten 
und Soldaten die Grundrechte grundsätzlich ebenso zustehen wie jedem 
anderen Staatsbürger®, stellt sich die Frage nach dem Verhältnis der 
politischen Treupflicht zu diesen. Soweit es die Kommunikationsrechte 
betrifft,  soll dieses Verhältnis im folgenden untersucht werden. 

Wenn das Verhältnis der politischen Treupflicht nur zu diesen Grund-
rechten untersucht w i rd und insbesondere nicht zur allgemeinen Hand-
lungsfreiheit  des Ar t . 2 Abs. 1 Grundgesetz, so liegt darin eine Beschrän-
kung, die dem Verfasser  vor allem deswegen notwendig scheint, um die 
Problematik einer „Widerstandspflicht" des Beamten und Soldaten aus-
zuklammern. Man kann durchaus die Frage stellen, ob sich für Beamte 
und Soldaten in den extremen Situationen einer tatsächlichen Gefähr-

auch die Angestellten des Bundes durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung im Sinn des GG bekennen und entspre-
chendes gilt für die Arbeiter des Bundes und der Länder (Gem.Min.Bl. 1960, 
265 und NW.Min.Bl. 1959,170). 

Darüber hinaus wäre es politisch denkbar, daß auch in Tarifverträge  mit 
privaten Unternehmern, etwa solchen, die wichtige Rüstungsaufträge durch-
führen, politische Treuklauseln aufgenommen würden. Vgl. zu der amerika-
nischen Praxis in den fünfziger  Jahren Löwenstein,  Amerikanisches Verfas-
sungsrecht, S. 563. 

Die Zuverlässigkeit dieser nicht gesetzlichen politischen Treupflichten bzw. 
ihr zulässiger Umfang wird im folgenden nicht erörtert. Da man sich aber 
nicht vorstellen kann, daß der Staat in seinen Anforderungen an Angestellte 
und Arbeiter weitergehen kann als in den klassischen Staatsdienerverhält-
nissen des Beamten und Soldaten, haben die hier gefundenen Ergebnisse auch 
Bedeutung für die Auslegung dieser auf Vertrag beruhenden politischen Treu-
pflichten. 

4 Zum Begriff  der Kommunikationsgrundrechte vgl. Lerche,  „Grundrechte 
des Soldaten" in „Die Grundrechte" Bd. IV , 2. Halbband, S. 465 und Ridder 
„Meinungsfreiheit" in „Die Grundrechte" Bd. I I , S. 246/248 mit Hinweis auf 
Art. 11 der Deklaration von 1789 („libre communication des pensées et des 
opinions"). Lerche und Ridder versuchen, die Kommunikationsrechte als selb-
ständige Gruppe in einem System der Freiheitsrechte zu konstruieren. 

5 Das Petitionsrecht des Art. 17 GG ist in diesem Sinn kein eigentliches 
Kommunikationsrecht und bleibt deshalb für diese Arbeit außer Betracht. 

β Dazu ausführlich unten. 
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dung der freiheitlichen Demokratie — interessant ist insbesondere der 
Fal l einer Gef ährdung durch innere Ereignisse und hierbei wiederum be-
sonders der Fal l einer Gefährdung durch „Mißbrauch von Hoheitsbefug-
nissen"7 — nicht aufgrund der politischen Treupflicht eine Pflicht zum 
aktiven, evtl. sogar militärischen Verteidigen der freiheitlichen Demo-
kratie ergibt, wodurch im Fal l eines Staatsstreichs schwere Friktionen 
mit der Gehorsamspflicht unausbleiblich wären8. Aber diese außerordent-
lichen Anwendungsfälle der politischen Treupflicht könnten nicht ohne 
Bezug zu den anderen Rechtsfolgen dieser Grenzsituation des staat-
lichen Lebens, dem „allgemeinen Widerstandsrecht"·, dem Recht auf 
politischen Streik und dem Notstandsrecht allgemein behandelt werden. 
Damit würde die Arbeit weit über den angemessenen Umfang h in an-
schwellen. I m normalen staatlichen Leben sind vor allem die Konflikte 
zwischen politischer Treupflicht und den Kommunikationsrechten 
aktuell; für die insoweit täglich auftretenden Fragen sollen Grundsätze 
der Lösung gefunden werden. 

Eine solche Untersuchung ist um so dringender, als der Wortlaut der 
§§ 52 Abs. 2 BBG, 35 Abs. 1 Satz 3 BRRG, 8 SoldG außerordentlich vage 
ist und zu Mißdeutungen geradezu herausfordert 10. Vor allem die Wen-
dung dieser Gesetzesbestimmungen, daß Beamter und Soldat „ für die 
Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzutreten 
haben", läßt sich dem Wortsinne nach uferlos weit auslegen. Unter dem 
speziellen Gesichtswinkel der politischen Kommunikation könnte man 
insbesondere eine Verpflichtung der Beamten und Soldaten zu hem-
mungsloser Propaganda darunter subsumieren. Wenn man von den Be-
amten und Soldaten verlangen würde, zur Stärkung freiheitlich demo-
kratischer Gedanken im öffentlichen  Bewußtsein Zeitungsartikel zu 
schreiben, Flugblätter zu verteilen, Reden zu halten, an Kundgebungen 
teilzunehmen, ja selbst wenn man private Werbegespräche von ihnen 
fordern  würde, so ließe sich das alles auf den Wortsinn der §§ 52 Abs. 2 

7 Vgl. etwa Art. 115, i, Ziff.  4 GG in der Fassung des am 24.1.1963 vom Bun-
destag in erster Lesung behandelten Notstandsgesetzes. 

8 Vgl. dazu etwa Evers,  Festgabe für Herrfahrdt,  S. 24, S. 25, der sogar die 
Hauptbedeutung der politischen Treupflicht darin sieht, daß sie Handlungen 
des Beamten legalisiert, die sonst Ungehorsam und Widerstand wären, näm-
lich Gehorsamsverweigerung und Widerstand gegenüber Befehlen, die zu 
einer Verletzung oder Gefährdung der freiheitlich demokratischen Grundord-
nung führen würden. Er schreibt: „Das Amtsgeheimnis endet, Befehlsverwei-
gerung, Obstruktion, Flucht in die Öffentlichkeit,  Streik und Verschwörung 
könnten, je nach den Notwendigkeiten der konkreten Situation, erforderliche 
und daher gerechtfertigte  Abwehrmaßnahmen sein" (a. a. O., S. 25). 

• Dazu Schneider  AöR 89, S. 1 f. 
1 0 Nicht erkannt etwa bei Hildegard Krüger,  ZBR 1956, 312 oder Werten-

bruch,  ZBR 1960, 245. Vgl. andererseits Grabendorff,  DÖV 1951, 489, ders. in 
DÖV 1951, 550 f. und vor allem Kröger,  Das Recht der freien Meinungsäuße-
rung der Beamten im politischen Bereich, S. 157,158. 


